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Im Landesdienst
wird gerade ein
Exempel statuiert

Das gab es noch nie:
Der Chef der Personalabtei-

lung – außer Dienst gestellt.
Die Bezirkshauptfrau des

Pinzgaus – suspendiert.
Ihr Strafamtsleiter – suspen-

diert, wenngleich dies so man-
gelhaft begründet wurde, dass
der Verwaltungsgerichtshof den
Bescheid aufhob. Nun muss das
Verfahren neu starten.

Der langjährige Leiter der
Naturschutzabteilung – suspen-
diert.

In allen Fällen wird noch er-
mittelt, was genau vorgefallen
ist. Und ob das, was vorgefallen
ist, dienst- oder strafrechtlich
überhaupt relevant ist. Für die
Betroffenen ist das Warten auf
eine Entscheidung über ihre be-
rufliche Zukunft eine Tortur.
Eine, die Monate, in Extremfäl-
len sogar Jahre dauern kann.

Dann nämlich, wenn auch noch
der Staatsanwalt ermittelt: Justi-
tias Mühlen mahlen langsam.
Währenddessen ruht das
dienstrechtliche Verfahren.

Was ist passiert, dass die
Landesregierung gleich mehre-
ren Spitzenbediensteten, für die
allesamt die Unschuldsvermu-
tung gilt, so etwas zumutet?
Die Antwort ist einfach: Der
Finanzskandal ist passiert.

Durch ihn verlor die hohe
Beamtenschaft den Nimbus der
Unantastbarkeit. Alle Welt
konnte sehen, dass in höchsten
Ämtern teils haarsträubende
Fehler passieren. Dass eine Re-
feratsleiterin der Finanzabtei-
lung in Sachfragen besser Be-
scheid wusste als der ihr vorge-
setzte Hofrat. Dass das richtige
Parteibuch entgegen allen Versi-
cherungen noch immer mehr
zählte als eine einschlägige Vor-
und Ausbildung. Diese Erkennt-
nis hat die damaligen Regie-
rungsparteien SPÖ und ÖVP
mindestens ebenso viel Vertrau-

Die Spitzen der Verwaltung galten lang als
unantastbar. Das ist vorüber. Die Regierung
demonstriert ungewohnte Härte. Aus gutem Grund.

en gekostet wie die Spekulatio-
nen an sich.

Eigentlich muss man auch
den ehemaligen und mittlerwei-
le pensionierten Finanzhofrat
und jene Referatsleiterin, die
die Spekulationsgeschäfte tätig-
te, in die Liste jener mitaufneh-
men, gegen die das Land vor-
ging und vorgeht: Gegen ihn
läuft selbst in der Pension noch
immer das Disziplinarverfah-
ren; sie wurde entlassen.

Die ÖVP hat mit herben Ver-
lusten in der Regierung über-
lebt. Sie will gemeinsam mit
Grün-Gelb nun zeigen, dass sie
Lehren aus dem Skandal gezo-
gen hat. Und dass sie, obwohl
alt in der Regierung, doch neu
agiert. Wo die alte Regierung
wohl untätig geblieben wäre,
löst Personallandesrat Josef
Schwaiger gegen Bedienstete

Suspendierungsverfahren und
interne Untersuchungen aus.
Auch und gerade gegen Perso-
nen, die dem ÖVP-Lager zuge-
rechnet werden. Das Exempel
soll zeigen: „Wir gehen ohne
Ansehen der Person und des
Parteibuchs vor.“

Dabei hilft Schwaiger, dass er
wie kein anderer Politiker weiß,
wie der Hase im Amt läuft. Er
gehörte als Leiter der Agrar-
abteilung zum erlauchten Kreis
der allerhöchsten Beamten.
Manches von dem, was ehema-
ligen Kollegen vorgeworfen
wird, ist ihm vielleicht schon in
seiner Zeit als Hofrat gerüchte-
weise zu Ohren gekommen.

Schwaiger weiß, wie riskant
sein hartes Vorgehen in man-
chen der aktuellen Fälle ist. Das
Beamtendienstrecht ist äußerst
komplex und kompliziert. Und
es bevorzugt, ähnlich wie das
Arbeitsrecht im ASVG-Bereich,
tendenziell den Bediensteten.
Gerade erst diese Woche hat,
wie eingangs erwähnt, der Ver-

waltungsgerichtshof einen Sus-
pendierungsbescheid als unge-
nügend begründet aufgehoben.
Erleidet der Landesrat mehrere
solcher Schlappen, könnte zu-
letzt er als Blamierter dastehen.
Einerseits.

Andererseits wäre die Alter-
native, wieder nicht auf Vor-
würfe zu reagieren. Und das
kann, eben gerade nach den Er-
fahrungen des Finanzskandals,
keine Alternative mehr sein.
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380-kV-Gutachter stehen
schwer in der Kritik
THOMAS AUINGER

SALZBURG. Die Gegner der ge-
planten 380-kV-Freileitung von
Elixhausen nach Kaprun decken
weitere Fehler in Gutachten und
falsche Aussagen in der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung auf. Ei-
ner der Erdkabel-Befürworter
hat außerdem nun die Staatsan-
waltschaft informiert.

Franz Köck von der IG Erdka-
bel hat eine Sachverhaltsdarstel-
lung an die Salzburger Staatsan-

waltschaft geschickt und „um
Überprüfung einer allfälligen
strafrechtlichen Relevanz“ er-
sucht. Es geht um Aussagen eines
Sachverständigen, des Wiener
Umwelthygiene-Professors Man-
fred Neuberger, in der UVP-Ver-
handlung im Juni 2014.

Die Freileitungsgegner sorgen
sich um die Gesundheit der 380-
kV-Anrainer. Sie wollen errei-
chen, dass das Land die so-
genannte Reflex-Studie in das
UVP-Verfahren aufnimmt. Diese
Studie hat erbgutschädigende
Wirkungen von elektromagneti-

scher Strahlung ergeben. Köck
schreibt an die Staatsanwalt-
schaft, dass Neuberger in
seiner öffentlichen Stellung-
nahme behauptet habe, eine
Mitarbeiterin der Universität
Wien hätte die Forschungser-
gebnisse der Reflex-Studie
verfälscht, obwohl ähnliche
Behauptungen über die Studie
in Deutschland durch Ge-
richtsurteil untersagt wurden.

Darauf hat auch schon der
Naturschutzbund hingewie-
sen. Zudem zerpflückt der
Naturschutzbund das (positiv
ausgefallene) Tourismusgut-
achten zum 380-kV-Projekt
der Verbund-Tochter Austrian
Power Grid (APG) und ein Gut-
achten darüber. Dieses Gut-
achten-Gutachten haben
Christoph Aigner und Heinz-
Dieter Quack erstellt. Die bei-
den können „keine bedeu-
tenden nachteiligen Auswir-
kungen“ auf den Tourismus
feststellen. Naturschutzbund-
Chef Hans Kutil bezeichnet
ihre Beurteilung als „wider-
sprüchlich und nicht schlüs-
sig“. Die Schlussfolgerungen
des Tourismusgutachtens sei-
en „weder plausibel noch
nachvollziehbar, sondern will-
kürlich und subjektiv“, heißt
es im Schreiben des Natur-
schutzbundes an die Verfah-
rensleitung beim Land.

Hans Kutil kri-
tisiert die
Tourismus-
gutachten.
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Der Landesrat geht
ein hohes Risiko ein
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